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Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten betreffend den zulässigen Geräuschemissionspegel 
von Turmdrehkränen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

In den Mitgliedstaaten bestehen zwingende Vor- 
schriften für den Bau und die Prüfung von Turm- 
drehkränen. Diese Vorschriften sind von Mitglied- 
staat zu Mitgliedstaat verschieden; dadurch wird der 
Warenverkehr mit diesen Turmdrehkränen behin- 
dert. Deshalb muß eine Angleichung dieser Rechts- 
vorschriften herbeigeführt werden. 

In der Richtlinie des Rates vom 

zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten betreffend gemeinsame Bestimmungen 
für Baugeräte und Baumaschinen ist insbesondere 
das Verfahren für die EWG-Bauartzulassung fest- 
gelegt; nach dieser Richtlinie sind die harmonisier- 
ten Vorschriften festzulegen, denen jede Gerätekate- 
gorie entsprechen muß. 

Im Hinblick auf die schwerwiegenden Auswir- 
kungen des von Baugeräten und Baumaschinen aus- 
gehenden Lärms auf die Sicherheit der Arbeitneh- 
mer und die Umwelt ist es notwendig, auf Gemein- 
schaftsebene schrittweise und fühlbar den zulässigen 
Geräuschemissionspegel von Turmdrehkränen her- 
abzusetzen. 

Es ist erforderlich, schon jetzt den ab 1. Juli 1980 
zulässigen Geräuschemissionspegel um 5 dB niedri- 
ger als den bis zu diesem Datum zulässigen anzu- 
setzen - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Richtlinie regelt den zulässigen Geräusch- 
emissionspegel von Turmdrehkränen für Bauzwecke 
(Baukräne). Als Turmdrehkräne im Sinne dieser 
Richtlinie gelten zerlegbare und mechanisch ange- 
triebene Maschinen, die aus einem zerlegbaren Turm 
oder Mast und einem Ausleger (Kate- oder Wipp- 
ausleger) bestehen. 

Artikel 2 

2.1. Die Mitgliedstaaten erteilen die EWG-Bauart- 
zulassung für jede Bauart von Turmdrehkränen, 
deren nach den Vorschriften des Anhangs I ge- 
messener Geräuschemissionspegel nicht den in 
nachstehender Tabelle in Abhängigkeit vom Ge- 
Gewicht festgelegten Geräuschemissionspegel 
überschreitet: 



Zulässiger 


Geräuschemissionspegel 

Art des 

Schalleistung in dBA/ 

Turmkrans 

bezogen auf 1 pW 


bis 

ab 


30. Juni 1980 

1. Juli 1980 

sämtliche 


1 

Turmdrehkräne 

108 

103 


2.2 Dem Antrag auf Erteilung der EWG-Bauartzu- 
lassung für den Geräuschemissionspegel eines 
Baukrantyps ist ein Beschreibungsbogen nach 
dem Muster des Anhangs II beizufügen. 

2.3. Für jede von ihm zugelassene Bauart eines 
Turmdrehkrans füllt der Mitgliedstaat alle Spal- 
ten des EWG-Bauartzulassungsbogens nach dem 
Muster der Anlage II der Richtlinie des Rates 
vom aus. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes^ 
Kanzleramtes vom 22. Januar 1976 - 1/4 - 680 70 - E - Ge 67/76; 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 30. Dezember 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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2.4. Für jeden entsprechend dem durch eine EWG- 

Bauartzulassung zugelassenen Typ hergestell- 
ten Turmdrehkran (Baukran) ergänzt der Her- 
steller die Konformitätsbescheinigung nach dem 
Muster der Anlage II der Richtlinie des Rates 
vom durch folgende An- 

gaben: 

— in der Spalte „Harmonisierte Vorschrift”; 
zulässiger Geräuschemissionspegel dBA/ be- 
zogen auf 1 pW, 

— in den der EWG-Bauartanlassung entspre- 
chenden Spalten: Nummer und Datum der 
Bauartanlassung. 

2.5. Auf jedem der EWG-Bauartanlassung entspre- 
chenden Baukran muß der vom Hersteller ga- 
rantierte Geräuschemissionspegel in unlösch- 
barer und dauerhafter Form angebracht sein. 


Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Inbe- 
triebnahme oder die bestimmungsgemäße Benutzung 
eines neuen Baukrans, der mit einer Konformitäts- 
bescheinigung gemäß Artikel 2.4 und der Kennzeich- 
nung gemäß Artikel 2.5. versehen ist, nicht aus 
Gründen des zulässigen Geräuschemissionspegels 
verbieten. 

Artikel 4 

Änderungen, die zur Anpassung der Vorschriften 
der Anhänge an den technischen Fortschritt notwen- 
dig sind, werden nach dem in Artikel 12 der Richt- 
linie des Rates vom vorgesehe- 

nen Verfahren erlassen. 


Artikel 5 

Jeder Mitgliedstaat übermittelt den übrigen Mit- 
gliedstaaten und der Kommission die Liste der für 
die Bauartprüfung von Baukränen und die Erteilung 
der EWG-Bauartzulassung in bezug auf den zulässi- 
gen Geräuschemissionspegel zuständigen Behörden 
sowie die Liste der Empfänger des Schriftwechsels 
gemäß Artikel 6, 8 und 9 der Richtlinie des Rates 
vom 

Er teilt ferner den anderen Mitgliedstaaten und der 
Kommission jede Änderung dieser Listen mit, 

Artikel 6 
Inkraftsetzung 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen 
bis spätestens 1. Januar 1978 die Vorschriften, 
die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzu- 
kommen und setzen diese Vorschriften ab 1. Juli 
1978 zur Anwendung. 

2. Die Mitgliedstaaten unterrichten ferner nach Be- 
kanntmachung dieser Richtlinie die Kommission 
rechtzeitig über geplante Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die sie im Rahmen des Gel- 
tungsbereichs dieser Richtlinie zu erlassen beab- 
sichtigen, um der Kommission die Möglichkeit 
zur Äußerung zu geben. 


Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang I 


Einführung 

Das im folgenden beschriebene Prüfverfahren gilt für 
Turmdrehkrane auf Baustellen (Baukrane) und setzt 
die Prüfverfahren zur Messung der Garäuschemis- 
sion dieser Geräte für die EWG-Zulassung fest. 
Diese Verfahren entsprechen den Vorschriften des 
Anhangs zur Richtlinie des Rates vom . . . . 

betreffend die „Messung des Geräuschemissionspe- 
gels von Baumaschinen und Baugeräten". 


Verfahren für Baukräne 

Für Baukräne gilt der gesamte Anhang zur Richt- 
linie des Rates vom betreffend 

die Messung des Geräuschemissionspegels von Bau- 
maschinen und -geraten mit nachstehenden beson- 
deren Anwendungsmodalitäten: 

Zwed£ 

Zweck dieses Anhangs ist es, die Einzelheiten eines 
Verfahrens zur Messung des Geräuschpegels des 
Hubwerks der in Artikel 1 dieser Richtlinie definier- 
ten Turmdrehkräne festzulegen. 

Die anderen Aggregate von Turmdrehkränen dürfen 
nicht lauter sein als das Hubwerk. Bei der Zulassung 
eines Turmdrehkranes muß die durch eine verein- 
fachte vergleichende Messung mit dem Schallmesser 
überprüft werden. 

Artikel 5.2. 

Aufstellung der Schallquelle 

Der Kran wird in einer Stellung aufgestellt und mon- 
tiert, die typisch für den Normalbetrieb ist. Bestehen 
mehrere Möglichkeiten, so müssen sie im Prüfproto- 
koll beschrieben werden. Befindet sich das Hubwerk 
auf der Höhe des Auslegers, so muß die Entfernung 
des Lasthakens vom Boden mindestens 12 m betra- 
gen. 

Artikel 5.4. 

Betrieb der Schallquelle während der Prüfung 

Die Messung der Geräuschemission während des Be- 
triebs des Hubwerks (beim Heben und Senken) er- 
folgt unter folgenden Bedingungen: 

a) ohne Last, mit der vom Hersteller angegebenen 
Auslegungsges chwindigkeit, 

b) bei Höchstgeschwindigkeit unter der Maximal- 
last, die der vom Hersteller angegebenen Hub- 
werksleistung entspricht. 

Der größere der beiden Durchschnittswerte (Hub- 
oder Senkbewegung) wird verwendet. 


Artikel 6.1. 

Meßfläche und Meßabstand 

Die Meßfläche hängt von der Anordnung des Hub- 
werks auf den Kran ab (Abb. 1). 

a) Hubwerk am Fuß des Kranturmes (Abb. 1 . 1) 

Befindet sich das Hubwerk am Fuß des Kran- 
turmes, besteht die Meßfläche aus einer Halb- 
kugel, deren Halbmesser im Prinzip 4 m beträgt 
und deren Mittelpunkt die Projektion des geo- 
metrischen Mittelpunkts des Aggregates auf dem 
Erdboden ist. 

b) Das Hubwerk befindet sich auf der Höhe des 
Auslegers (Abb. 1, II) 

Befindet sich das Hubwerk auf dem Ausleger, 
besteht die Meßfläche aus einer Kugel, deren 
Halbmesser im Prinzip 4 m beträgt und deren 
Mittelpunkt dem geometrischen Mittelpunkt des 
Hubwerks entspricht. 

Artikel 6.2. 

Anordnung der Mikrophone 

a) Hubwerk am Fuß des Kranturmes 

Befindet sich das Hubwerk am Boden, sind 12 
Meßpunkte vorzusehen, wie sie im Anhang zu 
der Richtlinie des Rates fest- 

gelegt sind. 

b) Hubwerk auf der Höhe des Auslegers 

Befindet sich das Hubwerk auf dem Kranaus- 
leger, sind die Meßpunkte wie in Abbildung 2 
anzuordnen. 

Vier Meßpunkte auf einer horizontalen Ebene, 
die durch den geometrischen Mittelpunkt des 
Hubwerks geht (H = h/2) 

2 

dabei gilt L = R. — ^ — -= 2,80 m 

V 1 1 

und d = L — = 2,80 m — 

2 2 

L halber Abstand zwischen zwei aufeinander- 
folgenden Meßpunkten 

1 Länge des Hubwerks (in Richtung der Aus- 
legerachse) 

b Breite des Hubwerks 
h Höhe des Hubwerks 

d Abstand zwischen dem Mikrophonträger 
und dem Hubwerk in Richtung des Aus- 
legers. 


*) Bezug: Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften 
Nr. C 82 vom 14. April 1975 
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Die beiden anderen Meßpunkte befinden sich auf Artikel 7.1. 
der Kugel und der durch den geometrischen Mit- 
telpunkt des Hubwerks gehenden Vertikalen. Berechnung des Schalldrucks Lp über die Meßfläche 


Artikel 6.3.1. 


Hier gilt das im Anhang zur Richtlinie des Rates 
festgelegte Berechnungsverfahren. Dabei ist 


Meßbedingungen 

Der Geräuschpegel wird drei Sekunden lang unter 
den in 5.4. beschriebenen Betriebsbedingungen ge- 
messen, und zwar vor dem Bremsen und während 
der Vollbremsung bis zum völligen Stillstand des 
Lasthakens. 

Anmerkung: In dem Augenblick, in dem die Brem- 
sen ansprechen, entsteht häufig ein 
Schallimpuls von sehr kurzer Dauer. 
Dieses Schallsignal wird für die Be- 
rechnung des Mittelwertes nicht be- 
rücksichtigt, ist jedoch im Prüfproto- 
koll zu erwähnen. 


Lpi 


10 log 


1 

3 + tf 


0,1. Lli 0,1 L2i 

10 .3+10 .tf 


tf = Bremszeit in Sekunden bis zum Still- 
stand des Lasthakens 

Lli — Maximalschallpegel während 3 Sekunden 
Meßdauer unter den in 6.3.1. vorge- 
sehenen Betriebsbedingungen im Meß- 
punkt i. 

Lgi = Maximalschallpegel während des Brem- 
sens im Meßpunkt i. 


Der Anhang B und der Teil II (in Situ-Methode) sind 
nicht zu berücksichtigen. 
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Anhang II 

Muster des Bauart-Beschreibungsbogens für Turmdrehkrane (Baukräne) 
für die EWG-Bauartzulassung betreffend den zulässigen Geräuschemissionspegel 

0. Allgemeines: 

0.1. Marke (Firmenzeichen) 

0.2. Landeisbezeichnung (eventuell Varianten spezifizieren) 

0.3. Art 
0.4. Kategorie 

0.5. Firma und Anschrift des Herstellers 

0.6. Name und Anschrift des etwaigen Beauftragten des Herstellers 
0.7. Anbringungsstelle und -art der vorgeschriebenen Kennzeichnung 

1. Abmessung: 

2. Betriebsangaben: 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten betreffend den zulässigen Geräuschemissionspegel 
von Schweißstromerzeugern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Richtlinie des Rates vom zur An- 

gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
betreffend gemeinsame Bestimmungen für Baugeräte 
und Baumaschinen ist insbesondere das Verfahren 
für die EWG-Bauartzulassung festgelegt. Nach die- 
ser Richtlinie sind die harmonisierten Vorschriften 
festzulegen, denen jede Gerätekategorie entsprechen 
muß. 

Einige Mitgliedstaaten haben der Kommission Ent- 
würfe mitgeteilt, die sich insbesondere auf die Fest- 
setzung der Grenzwerte für die Geräuschemission 
von Schweißstromerzeugern beziehen. 

Im Hinblick auf die schwerwiegenden Auswirkun- 
gen des von Baugeräten und Baumaschinen aus- 
gehenden Lärms auf die Sicherheit der Arbeitnehmer 
und die Umwelt und in Verbindung mit den oben- 
genannten Entwürfen ist es notwendig, auf Gemein- 
schaftsebene schrittweise und fühlbar den zulässigen 
Geräuschemissionspegel von Schweißstromerzeugern 
herabzusetzen. 

Es ist erforderlich, schon jetzt den ab 1. Januar 
1980 zulässigen Geräuschemissionspegel um 5 dB 
niedriger als den bis zu diesem Datum zulässigen 
anzusetzen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Richtlinie regelt den zulässigen Geräusch- 
emissionspegel von Schweißstromerzeugern für den 
Baustellenbetrieb. 

Artikel 2 

2.1. Die Mitgliedstaaten erteilen die EWG-Bauart- 
zulassung für jede Bauart von Schweißstrom- 


erzeugern, deren nach den Vorschriften des An- 
hangs I gemessener Geräuschemissionspegel 
nicht den in nachstehender Tabelle in Abhängig- 
keit von der maximalen Nennstromstärke und 
dem Datum angegebenen Geräuschemissions- 
pegel überschreitet. 

I Zulässiger Geräusch- 
emissionspegel 

Maximale Auslegungs- Lautstärke in dBA/ 

Stromstärke des bezogen auf 1 pW 

Schweißstromerzeugers 


i 

bis 30. Juni 

j ab 1. Juli 

i 

..... 

1980 

1980 

bis einschließlich 200 A 

107 

102 

über 200 A 

103 

98 


2.2. Dem Antrag auf Erteilung der EWG-Bauart- 
zulassung für den Geräuschemissionspegel eines 
Schweißstromerzeugertyps ist ein Beschrei- 
bungsbogen nach dem Muster des Anhangs II 
beizufügen. 

2.3. Für jede von ihm zugelassene Bauart eines 

Schweißstromerzeugers füllt der Mitgliedstaat 
alle Spalten des EWG-Bauartzulassungsbogens 
nach dem Muster der Anlage II der Richtlinie 
des Rates vom aus, 

2.4. Für jeden entsprechend dem durch eine EWG- 
Bauartzulassung zugelassenen Typ hergestellte 
Schweißstromerzeuger ergänzt der Hersteller die 
Konformitätsbescheinigung nach dem Muster der 

Anlage II der Richtlinie des Rates vom 

durch folgende Angaben: 

— in der Spalte „harmonisierte Vorschrift" : Zu- 
lässiger Geräuschemissionspegel dBA/ 

bezogen auf 1 pW, 

— in den der EWG-Bauartzulassung entspre- 
chenden Spalten: Nummer und Datum der 
Bauartzulassung. 

2.5. Auf jedem der EWG-Bauartzulassung entspre- 
chenden Schweißstromerzeuger muß der vom 
Hersteller garantierte Geräuschemissionspegel 
in unlöschbarer und dauerhafter Form ange- 
bracht sein. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Inbe- 
triebnahme oder die bestimmungsgemäße Benutzung 
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eines neuen Schweißstromerzeugers, der mit einer 
Konformitätsbescheinigung gemäß Artikel 2.4. ver- 
sehen und gemäß Artikel 2.5. gekennzeichnet ist, 
nicht aus Gründen der zulässigen Geräuschemissions- 
pegel verbieten, 

Artikel 4 

Änderungen, die zur Anpassung der Vorschriften 
der Anhänge an den technischen Fortschritt not- 
wendig sind, werden nach dem in Artikel 12 der 
Richtlinie des Rates vom vorgesehenen Ver- 

fahren erlassen. 

Artikel 5 

Jeder Mitgliedstaat übermittelt den übrigen Mit- 
gliedstaaten und der Kommission die Liste der für 
die Bauartprüfung von Schweißstromerzeugern und 
die Erteilung der EWG-Bauartzulassung in bezug auf 
den zulässigen Geräuschemissionspegel zuständigen 
Behörden sowie die Liste der Empfänger des Schrift- 
wechsels gemäß Artikel 6, 8 und 9 der Richtlinie des 
Rates vom 

Er teilt ferner den anderen Mitgliedstaaten und der 
Kommission jede Änderung dieser Listen mit. 


Artikel 6 
Inkraftsetzung 

6.1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen 
bis spätestens 1. Januar 1978 die Vorschriften, 
die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nach- 
zukommen, und setzen die Kommission hiervon 
unverzüglich in Kenntnis. 

Sie bringen diese Vorschriften ab 1, Juli 1978 
zur Anwendung. 

6.2. Die Mitgliedstaaten unterrichten ferner nach 
Bekanntmachung dieser Richtlinie die Kommis- 
sion rechtzeitig über geplante Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften, die sie im Rahmen des 
Geltungsbereichs dieser Richtlinie zu erlassen 
beabsichtigen, um der Kommission die Möglich- 
keit zur Äußerung zu geben. 

Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang I 


Geltungsbereich 

Diese Methode legt die Prüfverfahren zur Messung 
des Geräuschemissionspegels von Schweißstrom- 
erzeugern im Hinblick auf die EWG-Bauartgenehmi- 
gung fest. Diese Verfahren entsprechen den Vor- 
schriften der Richtlinie des Rates vom in bezug 

auf die „Messung des Geräuschemissionspegels von 
Baumaschinen und Baugeräten''. 


Prüfverfahren für Schweißstromerzeuger 

Für Schweißstromerzeuger gilt der gesamte Anhang 
zur Richtlinie des Rates vom betref- 

fend die Messung des Geräuschemissionspegels von 
Baumaschinen und Baugeräten mit folgenden be- 
sonderen Anwendungsmodalitäten: 

Artikel 5.2. 

Aufstellung der Schallquelle 

Die Schallquelle ist auf einer ebenen Fläche mit 
einem festen, schallreflektierenden Belag aufzu- 
stellen, deren Abmessungen derart sind, daß die 
Projektionen der Mikrophone sich innerhalb der 
Meßfläche befinden. Der feste Belag besteht aus 
Beton, Asphalt oder einem ähnlichen dichten Mate- 
rial. Bei der Aufstellung der Schallquelle ist darauf 
zu achten, daß genügend freier Raum zur Verfügung 
steht, damit die Maschine von der Meßfläche nach 
den Vorschriften der Ziffer 6.1. umgeben werden 
kann. 

Die Schallquelle muß sich in ausreichender Ent- 
fernung von reflektierenden Flächen befinden, damit 
am Ort der Messung die im Anhang festgelegten 
Bedingungen erfüllt sind. 

Artikel 5.4. 

Betrieb der Schallquelle während der Prüfung 

Während der Geräuschmessungen muß der Schweiß- 
stromerzeuger die der in Betracht gezogenen Last 


entsprechende Betriebstemperatur erreicht haben 
und mit gleichbleibender Drehzahl gefahren werden. 

Der Schweißstromerzeuger muß während der Prü- 
fung eine Stromabgabe aufweisen, die der Nenn- 
spannung beim Schweißvorgang laut ISO-Empfeh- 
lung R 700-1968, 1. Ausgabe, entspricht. 

Auf Kufen stehende Schweißstromerzeuger sind auf 
ein Gerüst zu setzen, das eine Höhe von 40 cm 
oberhalb der Meßfläche aufweist. 

Artikel 6.1.2. 

Wahl der Meßfläche 

Die bei der Prüfung zu verwendende Meßfläche ist 
eine Halbkugel, deren Halbmesser 4 m beträgt, wenn 
die kleinste Abmessung des zu prüfenden Geräts 
nicht mehr als 1,5 m beträgt. 

Sie ist eine Halbkugel, deren Halbmesser 10 m be- 
trägt, wenn die größte Abmessung des zu prüfenden 
Geräts mehr als 1,5 m beträgt. 

Die Koordination der Meßpunkte sind in Anhang B 
niedergelegt. 

Der Mittelpunkt der Halbkugel muß durch die ver- 
tikale Projektion des geometrischen Mittelpunktes 
der Schallquelle auf die Meßfläche gebildet werden 
(siehe Anhang B). 

Artikel 6.2.2. 

Bleibt unberücksichtigt. 

Anhang B 

Artikel B. 2. 

Bleibt unberücksichtigt. 

g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 82 
vom 14. April 1975 
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Anhang 11 


Muster des Bauart-Beschreibungsbogens für Schweißstromerzeuger im Hinblick 
auf die Bauartzulassung betreffend den zulässigen Geräuschemissionspegel 

0. Allgemeines; 

0.1. Marke (Firmenzeichen) 

0.2. Handelsbezeichnung (gegebenenfalls Varianten) 

0.3. Art 
0.4. Kategorie 

0.5. Firma und Anschrift des Herstellers 

0.6. Name und Anschrift des etwaigen Beauftragten des Herstellers 
0.7. Anbringungsstelle und -art der vorgeschriebenen Kennzeichnung 

1 . Abmessung und äußere Form: 

1.1. Länge und Breite der Haube, Bodenfreiheit 

1.2. Form des Gerätes: Kufen/ Anhänger 

2. Betriebsangaben; 

2.1. Firmenzeichen, Typ und Drehzahl des Antriebsmotors 

2.2. Firmenzeichen und Typ des Generators 

2.3. Nennstromstärke für den Schweißbetrieb 

2.4. Maximale Nennstromstärke 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten betreffend den zulässigen Geräuschemissionspegel 
von Kraftstromerzeugern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Richtlinie des Rates vom zur An- 

gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa- 
ten betreffend gemeinsame Bestimmungen für Bau- 
geräte und Baumaschinen ist insbesondere das Ver- 
fahren für die EWG-Bauartzulassung festgelegt. Nach 
dieser Richtlinie sind die harmonisierten Vorschrif- 
ten festzulegen, denen jede Gerätekategorie ent- 
sprechen muß. 

Einige Mitgliedstaaten haben der Kommission Ent- 
würfe mitgeteilt, die sich insbesondere auf die Fest- 
setzung der Grenzwerte für die Geräuschemission 
von Kraftstromerzeugern beziehen. 

Im Hinblick auf die schwerwiegenden Auswirkun- 
gen des von Baugeräten und Baumaschinen aus- 
gehenden Lärms auf die Sicherheit der Arbeitneh- 
mer und die Umwelt und in Verbindung mit den 
obengenannten Entwürfen ist es notwendig, auf Ge- 
meinschaftsebene schrittweise und fühlbar den zu- 
lässigen Geräuschemissionspegel von Kraftstrom- 
erzeugern herabzusetzen. 

Es ist erforderlich, schon jetzt den ab 1. Januar 
1980 zulässigen Geräuschemissionspegel um 5 dB 
niedriger als den bis zu diesem Datum zulässigen 
anzusetzen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Richtlinie regelt den zulässigen Geräusch- 
emissionspegel von Kraftstromerzeugern für den 
Baustellenbetrieb. 

Artikel 2 

2.1. Die Mitgliedstaaten erteilen die EWG-Bauart- 
zulassung für jede Bauart von Kraftstromerzeu- 


gern, deren nach den Vorschriften des Anhangs I 
gemessener Geräuschemissionspegel nicht den 
in nachstehender Tabelle in Abhängigkeit von 
der kW ausgedrückten Nennleistung und dem 
Datum angegebenen Geräuschemissionspegel 
überschreitet. 



Zulässiger Geräusch- 

elektrische Leistung 

emissionspegel 
Lautstärke in dBA/ 

des Kraftstrom- 

bezogen auf 1 pW 

erzeugers 1 

bis 30. Juni i 

ab 1. Juli 


1980 

1980 

bis einschließlich 8 kW * 

103 i 

95 

> 8 kW u. ^ 60 kW 

103 

98 

> 60 kW u. ^ 240 kW 

105 i 

100 

> 240 kW 

107 1 

102 


2.2. Dem Antrag auf Erteilung der EWG-Bauart- 
zulassung für den Geräuschemissionspegel eines 
Kraftstromerzeugertyps ist ein Beschreibungs- 
bogen nach dem Muster des Anhangs II beizu- 
fügen. 

2.3. Für jede von ihm zugelassene Bauart eines 

Schweißstromerzeugers füllt der Mitgliedstaat 
alle Spalten des EWG-Bauartzulassungsbogens 
nach dem Muster der Anlage II der Richtlinie 
des Rates vom aus. 

2.4. Für jeden entsprechend dem durch eine EWG- 
Bauartzulassung zugelassenen Typ hergestellten 
Kraftstromerzeuger ergänzt der Hersteller die 
Konformitätsbescheinigung nach dem Muster der 

Anlage II der Richtlinie des Rates vom 

durch folgende Angaben: 

— in der Spalte „harmonisierte Vorschrift" : Zu- 
lässiger Geräuschemissionspegel dBA/ 

bezogen auf 1 pW, 

— in den der EWG-Bauartzulassung entspre- 
chenden Spalten: Nummer und Datum der 
Bauartzulassung. 

2.5. Auf jedem der EWG-Bauartzulassung entspre- 
chenden Kraftstromerzeuger muß der vom Her- 
steller garantierte Geräuschemissionspegel in 
unlöschbarer und dauerhafter Form angebracht 
sein. 
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Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Inbe- 
triebnahme oder die bestimmungsgemäße Benutzung 
eines neuen Kraftstromerzeugers, der mit einer Kon- 
formitätsbescheinigung gemäß Artikel 2.4. versehen 
und gemäß Artikel 2.5. gekennzeichnet ist, nicht aus 
Gründen des zulässigen Geräuschemissionspegels 
verbieten. 

Artikel 4 

Änderungen, die zur Anpassung der Vorschriften der 
Anhänge an den technischen Fortschritt notwendig 
sind, werden nach dem in Artikel 12 der Richtlinie 
des Rates vom vorgesehenen Verfahren er- 

lassen. 

Artikel 5 

Jeder Mitgliedstaat übermittelt den übrigen Mit- 
gliedstaaten und der Kommission die Liste der für 
die Bauartprüfung von Kraftstromerzeugern und 
die Erteilung der EWG-Bauartzulassung in bezug 
auf den zulässigen Geräuschemissionspegel zustän- 
digen Behörden sowie die Liste der Empfänger des 
Schriftwechsels gemäß Artikel 6, 8 und 9 der Richt- 
linie des Rates vom 


Er teilt ferner den anderen Mitgliedstaaten und der 

Kommission jede Änderung dieser Listen mit. 

Artikel 6 
Inkraftsetzung 

6.1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffent- 
lichen bis spätestens 1. Januar 1978 die Vor- 
schriften, die erforderlich sind, um dieser Richt- 
linie nachzukommen, und setzen die Kommis- 
sion hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

Sie bringen diese Vorschriften ab 1. Juli 1978 
zur Anwendung. 

6.2. Die Mitgliedstaaten unterrichten ferner, nach 
Bekanntmachung dieser Richtlinie, die Kommis- 
sion rechtzeitig über geplante Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften, die sie im Rahmen des 
Geltungsbereichs dieser Richtlinie zu erlassen 
beabsichtigen, um der Kommission die Möglich- 
keit zur Äußerung zu geben. 

Artikel? 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang 1 


Geltungsbereich 

Diese Methode legt die Prüfverfahren zur Messung 
des Geräuschemissionspegels von Kraftstromerzeu- 
gern im Hinblick auf die EWG-Bauartgenehmigung 
fest. Diese Verfahren entsprechen den Vorschriften 

der Richtlinie des Rates vom in bezug auf die 

„Messung des Geräuschemissionspegels von Bau- 
maschinen und Baugeräten". 


Prüfverfahren für Kraftstromerzeuger 

Für Kraftstromerzeuger gilt der gesamte Anhang 
zur Richtlinie des Rates vom betref- 

fend die Messung des Geräuschemissionspegels von 
Baumaschinen und Baugeräten mit folgenden be- 
sonderen Anwendungsmodalitäten. 

Artikel 5.2. 

Aufstellung der Schallquelle 

Die Schallquelle ist auf einer ebenen Fläche mit 
einem festen schallreflektierenden Belag aufzu- 
stellen, deren Abmessungen derart sind, daß die 
Projektionen der Mikrophone sich innerhalb der 
Meßfläche befinden. Der feste Belag besteht aus 
Beton, Asphalt oder einem ähnlichen dichten Mate- 
rial. Bei der Aufstellung der Schallquelle ist darauf 
zu achten, daß genügend freier Raum zur Verfügung 
steht, damit die Maschine von der Meßfläche nach 
den Vorschriften der Ziffer 6.1. umgeben werden 
kann. 

Die Schallquelle muß sich in ausreichender Ent- 
fernung von reflektierenden Flächen befinden, damit 
am Ort der Messung die im Anhang festgelegten 
Bedingungen erfüllt sind. 

Artikel 5.4. 

Betrieb der Schallquelle während der Prüfung 

Während der Geräuschemessungen muß der Kraft- 
stromerzeuger die der in Betracht gezogenen Last 
entsprechende Betriebstemperatur erreicht haben 
und mit gleichbleibender Drehzahl gefahren werden. 


Der Kraftstromerzeuger muß während der Prüfung 
drei Viertel der Maximalleistung des Erzeugers in 
kW, die auf der Grundlage der Nennleistung in kVA 
zu definieren ist, aufweisen, und zwar unter Berück- 
sichtigung des für die Begriffsbestimmung des Er- 
zeugers (0,8 oder 1) ausgewählten Leistungsfaktors 
(cos (p). 

Auf Kufen stehende Kraftstromerzeuger sind auf ein 
Gerüst zu setzen, das eine Höhe von 40 cm ober- 
halb der Meßfläche aufweist. 

Artikel 6.1.2. 

Wahl der Meßfläche 

Die bei der Prüfung zu verwendende Meßfläche ist 
eine Halbkugel, deren Halbmesser 4 m beträgt, 
wenn die kleinste Abmessung des zu prüfenden Ge- 
räts nicht mehr als 1,5 m beträgt. 

Sie ist eine Halbkugel, deren Halbmesser 10 m be- 
trägt, wenn die größte Abmessung des zu prüfenden 
Geräts mehr als 1,5 m beträgt. 

Die Koordinaten der Meßpunkte sind in Anhang B 
niedergelegt. 

Der Mittelpunkt der Halbkugel muß durch die ver- 
tikale Projektion des geometrischen Mittel- 
punktes der Schallquelle auf die Meßfläche gebildet 
werden (siehe Anhang B). 

Artikel 6.2.2. 

Bleibt unberücksichtigt. 

Anhang B 

Artikel B. 2. 

Bleibt unberücksichtigt. 
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Anhang n 

Muster des Bauart-Beschreibungsbogens für Kraftstromerzeuger im Hinblich auf 
die Bauartzulassung betreffend den zulässigen Geräuschemissionspegel 

0. Allgemeines: 

0.1. Marke (Firmenzeichen) 

0.2. Handelsbezeichnung (gegebenenfalls Varianten) 

0.3. Art 
0.4. Kategorie 

0.5. Firma und Anschrift des Herstellers 

0.6. Name und Anschrift des etwaigen Beauftragten des Herstellers 
0.7. Anbringimgsstelle und -art der vorgeschriebenen Kennzeichnung 

1 . Abmessung und äußere Form: 

1.1. Länge und Breite der Haube, Bodenfreiheit 

1.2. Form des Gerätes: Kufen/ Anhänger 

2 . B etriebsangaben : 

2.1. Firmenzeichen, Typ und Drehzahl des Antriebsmotors 

2.2. Firmenzeichen und Typ des Generators 

2.3. Frecjuenz des elektrischen Stroms 

2.4. Scheinleistung in kVA 

2.5. Wirkleistung 

2.6. Lastfaktor 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Der Rat hat auf Vorschlag der Kommission durch 
seine Entschließung vom 21. Mai 1973 in das Allge- 
meine Programm vom 28. Mai 1969 zur Beseitigung 
der technischen Handelshemmnisse im Warenver- 
kehr auch den Sektor Baugeräte und Baumaschinen 
aufgenommen. 

Wie den Dienststellen der Kommission vom Euro- 
päischen Baumaschinen-Komitee (CECE, Committee 
for European Construction Equipment) mitgeteilt 
wurde, bestehen auf diesem Sektor technische Han- 
delshemmnisse. 

Im Zeitplan für das industriepolitische Programm 
vom 17. Dezember 1973 hat der Rat als Frist für die 
Vorlage der Einzelrichtlinien über Baugeräte und 
Baumaschinen durch die Kommission den 1. Januar 
1977 festgesetzt, so daß ihre Annahme durch den 
Rat somit noch vor dem 1. Januar 1978 möglich ist. 
Um die Vorlage dieser Einzelrichtlinien zeitlich zu 
staffeln, werden die folgenden drei Vorschläge von 
der Kommission bereits am 1. Januar 1976 vorge- 
legt. Im Laufe des Jahres 1976 werden je nach den 
Erfordernissen der Harmonisierung weitere Vor- 
schläge folgen. 

Die Angleichung der Rechtsvorschriften für diesen 
Sektor ist ferner auch - in bezug auf die zulässigen 
Geräuschemissionspegel - unter den im Aktions- 
programm der Gemeinschaft auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes vom 20. Juli 1973 vorgesehenen 
Aktionen erwähnt: Die durch die vorliegenden, die 
Rahmenrichtlinie ergänzenden Einzelrichtlinien an- 
gestrebte Angleichung von Rechtsvorschriften be- 
zweckt, den Geräuschemissionspegel fühlbar herab- 
zusetzen, und hat somit eine unmittelbare Beziehung 
zur Verbesserung der Umweltverhältnisse. 

Die vorliegenden drei Vorschläge beziehen sich auf 
Turmdrehkräne, Kraftstromerzeuger und Schweiß- 
stromerzeuger. Diese drei Geräte sind zwar wirt- 
schaftlich gesehen nicht die bedeutendsten unter den 
Baumaschinen, sie verursachen jedoch nach den 
Preßlufthämmern zweifellos den größten Lärm. 

Für letztere wurde von der Kommission bereits am 
20. Dezember 1974 ein Riditlinienvorschlag unter- 
breitet, und die vorliegenden drei Riditlinienvor- 
schläge dienen dem gleichen Ziel, nämlich der Min- 
derung der Lärmbelästigung. 

Die Regelungskonzepte auf diesem Bereich weisen 
von einem Mitgliedstaat zum anderen sehr erheb- 
liche Unterschiede auf; der Kommission gelang es 
deshalb nur nach bedeutenden Anstrengungen, ihren 
Verpflichtungen entsprechend dem Zeitplan nachzu- 
kommen, den ihr der Rat in seiner Entschließung 
über die Industriepolitik vom 17. Dezember 1973 
gesetzt hatte. Dieser Zeitplan machte es ihr zur Auf- 


gabe, dem Rat bis zum 1. Januar 1975 eine „Rah- 
men" -Richtlinie zur Festlegung des auf diesem Sek- 
tor einzuschlagenden gemeinsamen Verfahrens so- 
wie eine erste Einzelrichtlinie betreffend die zu- 
lässigen Geräuschemissionspegel zu unterbreiten. 

Die folgenden Richtlinienvorschläge sollen somit 
den freien Warenverkehr gewährleisten und gleich- 
zeitig den Umweltschutz und den Schutz der Ge- 
sundheit der Bevölkerung verbessern. 

Die technischen Handelshemmnisse sind auf eine 
Disparität der Regelungen über den zulässigen 
Geräuschemissionspegel zurückzuführen. Zwar haben 
Frankreich und die Bundesrepublik Deutschland als 
erste eine Regelung für diese drei Gerätetypen fest- 
gelegt, doch haben auch die anderen Gemeinschafts- 
länder das Verfahren einer entsprechenden natio- 
nalen Regelung eingeleitet. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat die Kommis- 
sion über einen Verordnungsentwurf unterrichtet, 
der eine schrittweise Verringerung des Lärmpegels 
von Turmdrehkränen vorsieht. Das deutsche Gesetz 
vom 13. Juli 1974 ist bereits in Kraft. 

Die französische Regierung hat die Kommission über 
zwei Verordnungsentwürfe unterrichtet, die die Be- 
grenzung des Luftschallpegels von Kraftstromerzeu- 
gern und Schweißstromerzeugern betreffen. 

Ferner arbeitet auf dem Gebiet der Normalisierung 
die ISO (Internation Standard Organisation) seit 
mehreren Jahren an Normenentwürfen für die Ge- 
räuschemission von Baumaschinen. 

Da der Handel mit Baugeräten und Baumaschinen, 
die in der Gemeinschaft hergestellt werden, weit 
über die Grenzen der Gemeinschaft hinausreicht, 
soll, sofern solche Normen zwischen der Vorlage 
dieser Richtlinienentwürfe und ihrer Annahme durch 
den Rat veröffentlicht werden, der Grundsatz einer 
strikten Bezugnahme auf die ISO-Normen vorge- 
sehen werden können. 


II. Harmonisierungslösung 

Die von der Kommission vorgeschlagene Harmoni- 
sierungslösung ist die sogenannte „optionelle" Har- 
monisierung, d. h. die vorliegende Richtlinie ist 
nicht dazu bestimmt, die in den verschiedenen Mit- 
gliedstaaten geltenden Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften abzulösen; es handelt sich vielmehr um 
eine zusätzliche, auf die Binnenmärkte bezogene 
Regelung. 
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Mit anderen Worten: Da die Richtlinie nicht obliga- 
torisch anstelle der in den verschiedenen Mitglied- 
staaten geltenden Vorschriften tritt, kann ein Her- 
steller, der nicht an einem weiteren Markt in der 
Gemeinschaft interessiert ist, seine Fabrikation wei- 
terhin nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
ausrichten, die in dem Lande gelten, in dem er seine 
Erzeugnisse auf den Markt bringen will. Ebenfalls 
kann er technische Neuerungen erproben. 

Falls jedoch die Interessen des Herstellers in bezug 
auf eine bestimmte Gerätekategorie ihn veranlas- 
sen, einen wesentlich weiter gestreuten Kunden- 
kreis, wie er in der Gemeinschaft vorhanden ist, 
vorzuziehen, hat er, sofern er die Bestimmungen 
dieser Richtlinie einhält, die Gewähr, daß seine Er- 
zeugnisse auf den Märkten aller anderen Mitglied- 
staaten akzeptiert werden. 

Einige der von der Kommission konsultierten natio- 
nalen Sachverständigen haben Vorbehälte gegen die 
optioneile Harmonisierung angemeldet, da ihrer 
Ansicht nach die totale Harmonisierung besser ge- 
eignet ist, einen in allen Mitgliedstaaten gleichen 
Schutz gegen die Lärmbelästigung zu gewährleisten. 

Es wird daher darauf hingewiesen, daß es jedem 
Mitgliedstaat freisteht, auf seinem eigenen Hoheits- 
gebiet jeder einzelnen Richtlinie einen „totalen", 
d. h. ausschließlichen Charakter, zu verleihen. 

Da es sich um Geräte handelt, die einer Zulassungs- 
prüfung unterliegen, besteht keinerlei Gefahr einer 
Verwechslung zwischen einer den harmonisierten 
Vorschriften entsprechenden Maschine und einer 
Maschine, die den Vorschriften nicht entspricht. Für 
eine totale Harmonisierung besteht daher keine 
ausreichende Begründung. 


IIL Erläuterungen zu den drei Richtlinien 

Die drei Richtlinienvorschläge unterscheiden sidi 
nur durch ihren Geltungsbereich und die in einer 
Tabelle niedergelegten Werte für die zulässigen 
Geräuschemissionspegel. Diese Punkte werden da- 
her nach der Erläuterung der übrigen Vorschläge, 
die allen drei Richtlinienvorschlägen gemeinsam 
sind, wieder aufgenommen; 

1. Die Wahl der optionellen Harmonisierung wurde 
im vorstehenden Kapitel bereits begründet. 

2. Der zulässige Geräuschpegel ist in einer Tabelle 
niedergelegt, die zwei verschiedene Stufen ent- 
hält. Die erste Stufe gilt bis 30. Juni 1980, die 
zweite nach diesem Zeitpunkt. Die erste Stufe 
gründet sich auf die beste der angewandten Tech- 
nologien, die zweite berücksichtigt die Ergeb- 
nisse von Laboruntersuchungen und ist strenger. 

Dieses Verfahren ist für den Hersteller zweifellos 
vorteilhafter. Durch die Festlegung der für die An- 
wendung geltenden Fristen kann der Hersteller im 


voraus die notwendigen Entscheidungen treffen. Für 
eine Gruppe von Lärmquellen sind die Emissions- 
werte nach verschiedenen Parametern verteilt (Lei- 
stung, Größe, Gewicht). Falls durch Untersuchungen 
eine Korrelation zwischen dem Geräuschpegel und 
einem dieser Parameter nachgewiesen wurde, wird 
dies in der Richtlinie berücksichtigt. Die Geräusch- 
pegelwerte sind daher in einer Tabelle mit doppel- 
tem Zugang dargestellt. Diese Tabelle enthält ferner 
das jeweilige Anwendungsdatum. 

3. Das Zulassungsverfahren verweist ausdrücklich 
auf die Rahmenrichtlinie, die vor einem Jahr-) 
der Kommission dem Rat vorgelegt wurde (Vor- 
schlag für eine Richtlinie des Rates zur, An- 
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten betreffend Baugeräte und Baumaschinen 
bzw. die Messung des Geräuschemissionspegels 
von Baugeräten und Baumaschinen). Die Ver- 
fahren müssen für sämtliche Baumaschinen bis in 
die konstruktiven Einzelheiten hinein gleich sein. 
Es ist vorgesehen, für den Geräuschpegel eine 
vom Hersteller garantierte Kennzeichnung einzu- 
führen. 

4. Die Klausel über den freien Warenverkehr ist 
diejenige, die gewöhnlich in den Richtlinienvor- 
schlägen zur Beseitigung der technischen Han- 
delshemmnisse verwendet wird. Sie erfordert 
daher keine besonderen Bemerkungen. 

5. Der in diesen Vorschlägen vorgesehene Aus- 
schuß zur Anpassung der Richtlinie an den tech- 
nischen Fortschritt ist der gleiche wie für sämt- 
liche anderen Baumaschinen und ist in der ge- 
nannten Rahmenrichtlinie festgelegt. 

6. Die restlichen Klauseln dieser Vorschläge sind 
üblich und erfordern keine besonderen Erläute- 
rungen: 

— Notifizierung der für die Zulassung zustän- 
digen Stellen, 

— Inkrafttreten, 

— Mitgliedstaaten, an die die Richtlinien gerich- 
tet sind. 


IV. Richtlinienvorschlag für Turmdrehkräne 

Obwohl es sich um Hebemaschinen handelt, sind 
Turmdrehkräne gemäß dem Geltungsbereich der 
vorgeschlagenen Rahmenrichtlinie über Baugeräte 
und Baumaschinen hinsichtlich des zulässigen Ge- 
räuschemissionspegels Gegenstand einer Einzelricht- 
linie. Diese Besonderheit ist auf die Tatsache zurück- 
zuführen, daß für die Anpassung an den technischen 
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Fortschritt im Bereich der Baumaschinen nur ein 
einziger Ausschuß vorgesehen ist, der auch für den 
Geräuschpegel von Hebegeräten für Bauzwecke zu- 
ständig ist. Letztere, zu denen auch Turmdrehkräne 
gehören, unterscheiden sich von den anderen Bau- 
maschinen nur hinsichtlich ihrer mechanischen Kon- 
struktionseigenschaften. Für die anderen Aspekte, 
wie Lärm und Straßentransport, ist dieser Unter- 
schied irrelevant. 

Die für die erste Stufe vorgeschlagenen Geräusch- 
pegelwerte entsprechen dem gegenwärtigen Stand 
der besten bestehenden Technologie (zwei Drittel 
der auf dem Markt vertriebenen Turmdrehkrane). 

Die zweite Stufe entspricht einer spürbaren Ver- 
besserung dieser Technologie für sämtliche Her- 
steller. Sie wurde in Anbetracht der Ergebnisse von 
Laborversuchen vorgeschlagen, die in Zusammen- 
arbeit mit den einschlägigen Kreisen durchgeführt 
wurden. 

V. Richtlinienvorschlag für Schweißstromerzeuger 

Hier werden nur die auf Baustellen (im Freien) ver- 
wendeten Schweißstromerzeuger in Betracht ge- 
zogen. 

Die zulässigen Geräuschemissionswerte wurden 
unter Berücksichtigung derselben Kriterien für den 
Stand der Technologie vorgeschlagen wie bei den 
Turmdrehkranen, und zwar in Zusammenarbeit mit 
den einschlägigen Kreisen. Die Einteilung der 
Schweißaggregate in zwei Gruppen wurde auf 200 
Ampere festgelegt, um die technologische Realität 
zu berücksichtigen und kleinere Geräte nicht mit un- 
verhältnismäßig strengen Auflagen zu belasten und 
eine im Verhältnis viel kostspieligere Schalldämp- 
fung vorzuschreiben als bei großen Geräten. 
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Für die für die beiden aufeinanderfolgenden Stufen 
vorgeschlagenen Geräuschpegelwerte gelten diesel- 
ben Bemerkungen wie für die beiden vorangehen- 
den Richtlinienvorschläge. 

Um der großen Vielfalt dieser Geräte Rechnung zu 
tragen, wurde beschlossen, Abgrenzungen zwischen 
diesen Kategorien vorzusehen, die einem praktisch 
inexistenten Markt entsprechen (8 kW, 60 kW, 
240 kW), damit hinsichtlich der Einfügung der in 
großer Zahl auf dem Markt vorhandenen Geräte in 
eine dieser Kategorien keinerlei Zweifel bestehen. 

Die vorgeschlagenen zulässigen Geräuschemissions- 
pegel berücksichtigen sowohl die bestehende Tech- 
nologie als auch die nach den Laborversuchen zu er- 
wartenden Möglichkeiten, hauptsächlich hinsichtlich 
der kleinen Aggregate von weniger als 8 kW, die 
aufgrund ihrer großen Beweglichkeit (tragbare Ag- 
gregate), stats in der unmittelbaren Nähe von Wohn- 
siedlungen verwendet werden. 

VII. Anhörung der beteiligten Kreise 

Bei der Ausarbeitung dieser Richtlinienvorschläge 
hat die Kommission sämtliche beteiligten Kreise ein- 
gehend konsultiert. 

VIII. Anhörung des Europäischen Parlaments und 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses 

In Anwendung von Artikel 100 Absatz 2 des Ver- 
trags ist eine Stellungnahme dieser beiden Organe 
notwendig. 

Die Durchführung der in den Richtlinienvorschlägen 
vorgesehenen Bestimmungen erfordern in einigen 
Mitgliedstaaten eine Änderung des Rechts. 
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